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wird für die Erb-/Vermächtniseinsetzung bzw.
für den Erbverzicht eine Gegenleistung verein-
bart, sodass ein zwei- oder mehrseitiger Vertrag
vorliegt und somit die Parteien ein Interesse an
der Einhaltung der vereinbarten Verfügungen
haben.
Während die Verfügung eines Erbverzichtes
immer in der für den Erbvertrag vorgeschriebe-
nen qualifizierten Form erfolgen muss, können
die Verfügungen der Erbeinsetzung bzw. der
Vermächtniszuwendung grundsätzlich auch in
einer anderen Form (letztwillige Verfügung)
erfolgen.
Darüber hinaus können im Erbvertrag selbst-
verständlich weitere Vereinbarungen zwischen
den Parteien, aber auch einseitige, jederzeit
widerrufbare Verfügungen des Erblassers ent-
halten sein. Zur Rechtsnatur, den Wirkungen
sowie den Aufhebungsmöglichkeiten des Erb-
vertrages siehe unter Ziffern IV ff.
In diesem Zusammenhang ist zu beachten,
dass einige letztwillige Verfügungen von Ge-
setzes wegen zwingend einzig als einseitige
und jederzeit widerrufbare letztwillige Ver-
fügungen ausgestaltet werden müssen. Dazu
gehören die Einsetzung eines Willensvoll-
streckers, die Errichtung einer Stiftung von
Todes wegen sowie die Enterbung.

I. Einleitung

Erbverträge haben sich als ein in der Praxis
häufig verwendetes Instrument der Nachlass-
planung etablieren können. Oft wird der Erb-
vertrag im Rahmen einer kombinierten güter-
und erbrechtlichen Planung zwischen Ehe-
gatten eingesetzt, zum Teil mit Einbezug von
weiteren Familienmitgliedern oder gar Dritten.
Richtig eingesetzt erweist der Erbvertrag gute
Dienste. Allerdings ist beim Erbvertrag unter
anderem auch wegen der beschränkten
Widerruflichkeit besonders auf die Ausgestal-
tung und Formulierung zu achten. Immer wie-
der entstehen bei der Auslegung aber auch bei
einer allfälligen späteren Abänderung oder
Aufhebung des Erbvertrages Unwegsamkeiten
oder Erschwernisse, die oft durch präzisere
Formulierungen verhindert werden können.

II. Gesetzliche Grundlage

Die gesetzliche Regelung des Erbvertrages ist
fragmentarisch (Art. 468 ZGB: Verfügungs-
fähigkeit; Art. 494–497 ZGB: Arten; Art. 512–
515 ZGB: Form; sowie Art. 534–536 ZGB:
Klagen) und lässt einige zum Teil grundsätzli-
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Aufhebung von Erbverträgen
Der Erbvertrag, eine Verfügungsform, die im Hinblick auf die Bindungswirkung
mit Vorsicht und erst nach sorgfältiger Ermittlung des Willens des Erblassers
einzusetzen ist.

che Fragen offen, auf welche die Literatur teil-
weise Antworten zu geben versucht. Die
Rechtsprechung ist eher spärlich1.

III. Inhalt des Erbvertrages

Grundsätzlich werden mittels Erbvertrag Ver-
einbarungen hinsichtlich eines oder mehrerer
Nachlässe einer oder mehrerer Vertrags-
parteien getroffen. Der Erbvertrag kann im
Sinne von Art. 494 ZGB als positiver Erbvertrag
ausgestaltet sein, wobei ganz allgemein zwi-
schen einem Erbeinsetzungs- und Vermächt-
nisvertrag unterschieden werden kann2. Im
ersten Fall wird eine oder werden mehrere
Person(en) als Erbe(n) eingesetzt, im zweiten
Fall wird einer oder mehreren Personen ein
Vermächtnis ausgerichtet. Der positive Erbver-
trag kann über die Begünstigung der Vertrags-
parteien hinaus auch die Begünstigung Dritter,
die nicht Vertragsparteien sind, auf den Todes-
fall hin vorsehen. Ausserdem kann der Erbver-
trag im Sinne von Art. 495 ZGB als negativer
Erbvertrag bzw. Erbverzichtsvertrag ausgestal-
tet sein, wonach in der Regel meist ein pflicht-
teilsgeschützter Erbe auf seine Rechte am
Nachlass ganz oder teilweise verzichtet3. Oft
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IV. Erb- und obligationenrechtliche
Komponente des Erbvertrages

Der Erbvertrag weist sowohl eine erbrechtliche
als auch eine obligationenrechtliche Kompo-
nente auf. Der Erbvertrag qualifiziert als
Rechtsgeschäft von Todes wegen bzw. Verfü-
gung von Todes wegen, da er Verfügungen ent-
hält, die erst auf den Tod einer Vertragspartei
hin Wirkungen entfalten sollen.
Das obligationenrechtliche Element zeichnet
sich dadurch aus, dass der Erbvertrag wie alle
übrigen Verträge der gegenseitigen überein-
stimmenden Willensäusserung (zur Herbei-
führung eines rechtlichen Erfolges) mehrerer
Parteien bedarf und sich somit immer als ein
zwei- oder mehrseitiges Rechtsgeschäft aus-
zeichnet. Typischerweise führt dies zu der den
Erbvertrag von anderen Verfügungen von
Todes wegen (letztwillige Verfügungen) diffe-
renzierenden Bindungswirkung4.
Erbverträge können je nach Inhalt als ein-,
zwei- oder mehrseitige Verträge ausgestaltet
sein. Die Regeln des Obligationenrechts finden
Anwendung, soweit diese mit der Natur der
Verfügungen von Todes wegen vereinbar sind
oder spezielle Normen des Erbrechts den obli-
gationenrechtlichen Normen vorgehen, wie
z.B. Formvorschriften5.

V. Bindungswirkung des
Erbvertrages

Gegenüber den letztwilligen Verfügungen
zeichnet sich der Erbvertrag vor allem durch
seine Bindungswirkung aus, die grundsätzlich
einen einseitigen Widerruf des Vertrages aus-
schliesst und eine Aufhebung nur sehr be-
schränkt zulässt6. Wie alle Verträge kann auch
der Erbvertrag nicht bzw. nur in ganz wenigen
gesetzlich vorgesehenen Fällen und nur unter
ganz bestimmten Voraussetzungen einseitig
aufgehoben werden7. Dies bedeutet grundsätz-
lich auch, dass der Erblasser keine weiteren
gegenteiligen Verfügungen von Todes wegen
treffen kann.
Diese Bindungswirkung des Erbvertrages für
den Erblasser ist ein ungewöhnliches Charak-
teristikum und sollte daher ein spezielles
Interesse des sich bindenden Erblassers vo-
raussetzen, ansonsten der Erbvertrag ein un-
verhältnismässiges Mittel für einen vielleicht
auch anders zu erzielenden Zweck darstellen
kann8. Diesem Aspekt sollte bei der Beratung,
aber auch bei der Auslegung der Erbverträge
bzw. der in Erbverträgen enthaltenen Bestim-
mungen, vermehrt Bedeutung beigemessen
werden. Der Beratende sollte ermitteln, ob bzw.
welches besondere Interesse die lebzeitige
Bindung des Erblassers rechtfertigen könnte.

Die Bindungswirkung kann vor allem im Be-
reich der positiven Erbverträge sinnvoll sein
und ihre Berechtigung in Fällen haben, in wel-
chen beispielsweise eine Partei zu Lebzeiten
des Erblassers Leistungen für den Erblasser
erbringt und sichergestellt werden soll, dass
diese Partei eine entsprechende Gegenleistung
auf den Tod des Erblassers hin erhält9.
Allerdings ist zu beachten, dass die Bindungs-
wirkung des Erbvertrages die Verfügungs-
fähigkeit des Erblassers zu Lebzeiten nicht
bzw. nur in beschränktem Rahmen limitiert10

und somit keineswegs sicherstellt, dass der
Erblasser zu Lebzeiten keine Verfügungen vor-
nimmt, die eine Begünstigung des im Erb-
vertrag Bedachten auf den Tod des Erblassers
hin faktisch verunmöglichen. Der Erblasser
darf auch bei Bestehen eines Erbvertrages zu
Lebzeiten grundsätzlich unbeschränkt über
sein Vermögen verfügen, auch wenn dies dazu
führt, dass die im Erbvertrag vereinbarten
Verfügungen von Todes wegen nicht mehr
möglich sind bzw. faktisch wertlos sind. Zur
Frage, ob und inwieweit lebzeitige Verfügun-
gen, die mit dem Erbvertrag unvereinbar sind,
gemäss Art. 494 Abs. 3 ZGB anfechtbar sind,
sei auf die umfassende Literatur verwiesen.
Kurz zusammengefasst kann festgehalten wer-
den, dass lebzeitige Verfügungen, wie z.B.
Schenkungen, grundsätzlich nicht anfechtbar
sind. Es wird in der Rechtsprechung11 und
Lehre angenommen, dass derartige lebzeitige
Verfügungen nur ausgeschlossen sind, wenn
dies explizit im Erbvertrag vereinbart wurde12.

VI. Aufhebung des Erbvertrages

Wie bereits erwähnt, ist der Erbvertrag auf-
grund seiner Bindungswirkung nur limitiert
bzw. nur unter sehr restriktiven Vorausset-
zungen einseitig widerrufbar. Auch die einver-
nehmliche Aufhebung des Erbvertrages ist nur
unter bestimmten Voraussetzungen möglich.
Allerdings kann der Erbvertrag Bestim-mungen
enthalten, die nicht als erbvertragliche Klau-
seln mit Bindungswirkung qualifizieren, son-
dern vielmehr einseitig widerrufbare Bestim-
mungen darstellen. Daher ist bei der Beurtei-
lung, ob bzw. unter welchen Voraussetzungen
ein Erbvertrag bzw. einzelne darin enthaltene
Bestimmungen aufgehoben werden können, in
einem ersten Schritt immer zunächst zu prü-
fen, ob es sich bei den aufzuhebenden Bestim-
mungen des Erbvertrages um (erbvertragliche)
Klauseln mit Bindungswirkung oder um einsei-
tig widerrufbare Klauseln handelt. Dies ist
durch Auslegung zu ermitteln, wobei der Wille
und die Interessen der Parteien und insbeson-
dere der Wille und die Interessen des Erb-
lassers massgebend sind13.

Idealerweise werden die einseitig widerrufba-
ren Klauseln im Erbvertrag explizit als solche
bezeichnet und sind auch in einem speziell
getrennten Abschnitt des Erbvertrages enthal-
ten14. Die klare Bezeichnung der einseitig
widerrufbaren Klauseln als solche sowie deren
Aufnahme in einem speziell hierfür vorgesehe-
hen Abschnitt sollte explizit, konsequent und
ungeachtet davon erfolgen, ob es sich um
gestützt auf den Willen des Erblassers einseitig
widerrufbare Verfügungen von Todes wegen
handelt oder um solche, die von Gesetzes
wegen als einseitig widerrufbare Verfügungen
auszugestalten sind15. Zu beachten ist in die-
sem Zusammenhang, dass diverse Verfügun-
gen von Todes wegen von Gesetzes wegen
zwingend als einseitig widerrufbare Verfügun-
gen von Todes wegen auszugestalten sind, so
die Einsetzung eines Willensvollstreckers, die
Enterbung sowie die Errichtung einer Stiftung
von Todes wegen16. Lediglich einzelne Bestim-
mungen oder gar nur die von Gesetzes wegen
zwingend als einseitig widerrufbare Klauseln
auszugestaltenden Verfügungen im Erbvertrag
als solche zu bezeichnen, führt in der Regel zu
Auslegungsstreitigkeiten (sei es im Rahmen
der Regelung des Nachlasses oder bei der
Frage, ob und wie der Erbvertrag aufgehoben
werden kann), die unbedingt zu vermeiden
sind.
Mangels expliziter Regelung im Erbvertrag
muss, wie erwähnt, durch Auslegung ermittelt
werden, ob die Bestimmungen einseitig wider-
rufbar oder bindend sind. In der Literatur wird
zum Teil die Meinung vertreten, dass Verfügun-
gen, die in einem Erbvertrag enthalten sind,
ohne weiteres vermutungsweise als vertraglich
bindende Verfügungen zu qualifizieren sind17

bzw. die Aufnahme in einer Erbvertragsur-
kunde als «wichtiges Indiz» für die Annahme
einer nicht widerrufbaren vertraglichen Klausel
qualifiziert18. Gemäss bundesgerichtlicher
Rechtsprechung wird eine in einem Erbvertrag
enthaltene Verfügung dann vermutungsweise
als bindend qualifiziert, wenn «die betreffende
Verfügung nicht bloss zufällig in den Vertrags-
text eingestreut ist, sondern auch innerlich mit
ihm (dem Erbvertrag) zusammenhängt»19. Zu
Recht wurde dieses Urteil in der Lehre kriti-
siert20. Berücksichtigt man konsequent den
Sinn und Zweck und die Voraussetzung, dass
die Bindungswirkung der erbvertraglichen
Verfügungen einer besonderen lnteressenlage
des Verfügenden entspringen müssen21, so ist
eine ohne gesetzliche Grundlage angewendete
Vermutung zu Gunsten der Bindungswirkung
(sei es jene von Escher oder jene des Bundes-
gerichts) nicht der ratio des Erbvertrages ent-
sprechend und nicht vertretbar. Ausserdem ist
die Bindungswirkung der Verfügungen eine
atypische Eigenschaft im Bereich der Nach-
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lassregelung, und deren Annahme sollte auch
aus diesem Grunde restriktiv erfolgen.
Diesem Aspekt wird in der Praxis oft zu wenig
Bedeutung beigemessen. Viel zu schnell wird
gefolgert, dass eine Verfügung, da in einem
Erbvertrag enthalten, bindend und somit nicht
widerrufbar ist, ohne zu eruieren, was die
Interessenlage der Parteien war. Nochmals sei
hier auf die Bedeutung eines systematisch auf-
gebauten und klar formulierten Erbvertrages
hingewiesen, der substanziell zur Vermeidung
von (Auslegungs-) Streitigkeiten beitragen kann.

1. Einseitige Aufhebung erbvertraglicher
Bestimmungen

Eine Aufhebung des Erbvertrages bzw. der da-
rin enthaltenen Verfügungen ist grundsätzlich
einseitig oder im Einverständnis aller Parteien
(einvernehmlich) denkbar. Die einseitige Auf-
hebung erbvertraglicher Bestimmungen ist
möglich, wenn es sich um einseitig widerrufba-
re Verfügungen handelt. Ob einseitig widerruf-
bare Verfügungen vorliegen, ergibt sich wie
bereits erwähnt entweder aus dem eindeutigen
Wortlaut der entsprechenden Bestimmungen
oder durch Auslegung. Sofern bindende erb-
vertragliche Bestimmungen vorliegen, ist eine
einseitige Aufhebung nur noch beschränkt
möglich.

a) Einseitig widerrufbare Bestimmungen
Sofern einseitig widerrufbare Bestimmungen
vorliegen, stellen sich keine weiteren Probleme
bei der Aufhebung. Der Erblasser kann diese
Bestimmungen gemäss den Bestimmungen
für den Widerruf letztwilliger Verfügungen
gemäss Art. 509 ff. ZGB jederzeit widerrufen.

b) Erbvertragliche Bestimmungen mit
Bindungswirkung

Die eigentlichen erbvertraglichen Klauseln mit
Bindungswirkung können ausnahmsweise ein-
seitig oder aber in gegenseitigem Einver-
nehmen (vertraglich) aufgehoben werden.
Der einseitige Widerruf ohne Zustimmung der
begünstigten Vertragspartei ist möglich, sofern
die Voraussetzungen der Enterbung gegenüber
dem Vertragserben bzw. dem aus dem Erb-
vertrag Bedachten gemäss Art. 513 Abs. 2
ZGB erfüllt sind; bei zwei-/gegenseitigen Ver-
trägen eine Vertragspartei nicht vertragsge-
mäss erfüllt hat (Art. 514 ZGB) oder schliess-
lich bei Vorliegen von Willensmängeln (Art. 469
ZGB)22.
Zu beachten ist, dass der Widerruf gemäss Art.
514 ZGB dem Erblasser und bei Erbverzichts-
verträgen auch dem Verzichtenden zusteht23.
Auf die spezifischen Voraussetzungen für die
einzelnen Widerrufstatbestände wird hier nicht
näher eingegangen. Es sei auf die weiterfüh-
rende Literatur verwiesen24.

2. Vertragliche Aufhebung erbvertraglicher
Bestimmungen mit Bindungswirkung

Die vertragliche Aufhebung des Erbvertrages
kann gemäss Art. 513 Abs. 1 ZGB «von den
Vertragsschliessenden jederzeit durch schriftli-
che Übereinkunft aufgehoben werden». Die
Form des Aufhebungsvertrages richtet sich
dabei nach Art. 13 OR, d.h., es bedarf der
Unterschrift der durch den Aufhebungsvertrag
verpflichteten/belasteten Personen25. Im Falle
der Aufhebung eines Erbverzichtsvertrages ist
dies der Erblasser und im Falle des Erbein-
setzungsvertrages ist dies die Vertragspartei,
welche direkt Bedachte (als Erblasser oder
Vermächtnisnehmer) ist bzw. welche die Be-
günstigung eines Dritten vereinbart. Die Zu-
stimmung bzw. Unterschrift des bedachten
Dritten, der bei Abschluss des Erbvertrages
nicht Vertragspartei war, ist nicht notwendig26.
Unbestrittenermassen ist die Unterzeichnung
der Aufhebungsvereinbarung durch alle Par-
teien des Erbvertrags sicherlich vorteilhaft und
erübrigt spätere Diskussionen über die Ein-
haltung der Formvorschriften.
In diesem Zusammenhang sei angefügt, dass
eine teilweise Aufhebung des Erbvertrages
unbestrittenermassen erfolgen kann, wobei
hinsichtlich der Form zu beachten ist, dass bei
Abänderung des Erbvertrages einfache Schrift-
lichkeit nicht genügt, sondern grundsätzlich
die Errichtungsform, d.h. die Form der öffent-
lichen letztwilligen Verfügung beachtet werden
muss27.
Wie erwähnt ist die Aufhebungsvereinbarung
der Vertragsschliessenden, welche idealer-
weise von allen Vertragsparteien unterzeichnet
wird, unproblematisch. Anders jedoch, sofern
eine oder mehrere Parteien des Erbvertrages
verstorben sind. Gewisse Autoren kommen
zum Schluss, dass in diesem Fall der Erb-
vertrag generell nicht mehr aufgehoben oder
geändert werden kann, da gemäss Wortlaut
des Gesetzes die Aufhebung der Vereinbarung
der «Vertragsschliessenden» bedarf28. Diese
Aussage greift m.E. zu kurz und muss differen-
ziert werden. Zum einen ist zu berücksichtigen,
welche Partei verstorben ist und zum anderen
muss berücksichtigt werden, ob einer oder
mehrere Nachlässe im Erbvertrag geregelt wur-
den.

aa) Versterben des Erblassers
Sofern der Erblasser verstorben ist, kann der
Erbvertrag hinsichtlich seines Nachlasses
sicherlich nicht mehr aufgehoben werden, da
die Verfügungen des Erbvertrages mit dem Tod
des Erblassers wirksam werden. Der Bedachte
kann aber jederzeit die Erbschaft gemäss
Art. 566 ZGB ausschlagen oder auf die erb-
rechtlichen/erbvertraglichen Ansprüche ver-
zichten29.

bb) Versterben der Vertragspartei
Ist nicht der Erblasser, sondern die andere
Vertragspartei gestorben, so ist zu unterschei-
den, ob die Vertragspartei Erbe bzw. Bedachter
war oder ob die Vertragspartei sich die Erb-
einsetzung bzw. das Vermächtnis zu Gunsten
einer Drittperson hat versprechen lassen. Falls
die Vertragspartei selbst Bedachte war, fällt der
Vertrag gemäss Art. 515 Abs. 1 ZGB dahin,
sofern die Parteien nicht etwas Abweichendes
vereinbart haben. Beispielsweise können die
Vertragsparteien für den Fall des Vorverster-
bens des Bedachten einen Ersatzerben vorse-
hen. M.E. ist die zum Teil in der Literatur30 ver-
tretene Auffassung, wonach der Ersatzerbe in
die Rechtsstellung des vorverstorbenen Be-
günstigten eintritt und somit als Vertragspartei
mit den übrigen Vertragsparteien den Erb-
vertrag gemäss Art 513 Abs. 1 ZGB aufheben
kann, sachlich die einzig richtige Lösung.
Sofern im Erbvertrag ein Dritter als Bedachter
vorgesehen wurde, ist eine Aufhebung des
Vertrages nicht mehr möglich31. In diesem Falle
steht gemäss herrschender Lehre einzig der
Weg des Erbverzichts des Dritten zur Verfü-
gung, da der Dritte nicht Vertragspartei war32

und die Erben der verstorbenen Vertragspartei
keinen Einfluss erhalten sollen bzw. nicht die
Möglichkeit erhalten sollen, den Vertrag zu
Gunsten des Dritten mit dem Erblasser aufzu-
heben, da dies eventuell nicht den Interessen
des Verstorbenen entspricht33.
Dies mag unter Beachtung des Wortlautes von
Art. 513 Abs. 1 ZGB zwar richtig sein, befrie-
digt aber im Resultat dann nicht, wenn der
Bedachte mit dem Erblasser eine vom Erb-
vertrag abweichende Regelung treffen möchte.
Ihnen bleibt dann nur der Erbverzichtsvertrag,
der wiederum öffentlich beurkundet werden
muss, was aufwendiger und kostspieliger ist.
Es ist nicht einzusehen, warum der Bedachte
mit dem Erblasser nicht unter Wahrung der
Formvorschriften gemäss Art. 513 Abs. 1 ZGB
die erbvertragliche Regelung soll aufheben
können. Hierfür besteht m.E. kein Rechts-
schutzinteresse.

cc) Regelung mehrerer Nachlässe in einem
Erbvertrag

Häufig werden in einem Erbvertrag mehrere
Erbfolgen geregelt. In diesen Fällen stellt sich
die Frage, ob bzw. wie ein Erbvertrag nach
Versterben eines Erblassers hinsichtlich der
vereinbarten Regelungen des Nachlasses für
den Zweitversterbenden / die übrigen Erblasser
aufgehoben werden kann. Als Anschauungs-
beispiel diene folgender Fall: Vater und Mutter
regeln in einem Erbvertrag gemeinsam mit den
Kindern die Anordnungen für den Todesfall des
Vaters (als Erst- oder Zweitversterbender) und
der Mutter (als Erst- oder Zweitversterbende).
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Ein Elternteil stirbt, der Nachlass des Ver-
storbenen wird gemäss dem Erbvertrag geteilt.
Nach einigen Jahren möchten die Hinter-
bliebenen (d.h. der überlebende Ehegatte und
die Kinder) die Anordnungen für den Todesfall
des überlebenden Ehegatten in gegenseitigem
Einvernehmen ändern. Die herrschende Lehre
scheint sich einig, dass eine Aufhebung des
Erbvertrages hinsichtlich der Regelung des
Nachlasses des überlebenden Ehegatten nicht
mehr möglich ist34 bzw. nur mittels öffentlich
beurkundetem Erbverzichtsvertrag35. Zum
einen beruft sich die Lehre auf den Wortlaut
von Art. 513 Abs. 1 ZGB, zum anderen wird oft
das Argument verwendet, es müsse sicherge-
stellt werden, dass dem Willen des Erstver-
sterbenden auch nach seinem Tode und auch
für die Nachlassregelung des Zweitverster-
benden nachgelebt wird36, so z.B. wenn der
Erstversterbende eine Meistbegünstigung des
überlebenden Ehegatten vorsieht unter der
Bedingung, dass der Zweitversterbende dann
seinen Nachlass den durch die Meistbe-
günstigung «Benachteiligten» zukommen
lässt. Da mit dem Erbvertrag aber nicht sicher-
gestellt ist, wie der Überlebende zu Lebzeiten
über den Nachlass verfügt, hilft der Erbvertrag
letztlich nicht. Wenn die Begünstigung der im
ersten Erbgang «Benachteiligten» das Haupt-
ziel sein sollte, müsste vielmehr eine Nach-
erbeneinsetzung vorgesehen werden37. Auch
die Berufung auf BGE 70 II 7 S. 11 und 70 II
255 als weiteres Argument ist m.E. unbehilf-
lich, da sich die vom Bundesgericht damals
beurteilten Fälle auf vor dem 1. Januar 1912
errichtete korrespektive Testamente bezogen,
für welche hilfsweise die Regeln des Erb-
vertrages herangezogen wurden und nicht die
Frage der einvernehmlichen Aufhebung des
Erbvertrages geklärt wurde. Sofern die Be-
dachten und der überlebende Ehegatte bzw.
Erblasser einvernehmlich den Erbvertrag auf-
heben möchten, ist nicht einzusehen, warum
der Erbvertrag nicht mehr durch schriftliche
Vereinbarung der Parteien gemäss Art. 513
Abs. 1 ZGB aufgehoben werden kann, sondern
der kompliziertere und teurere Weg des
Erbverzichtsvertrages gewählt werden muss.
M.E. würde eine solche Lösung den Interessen
der Parteien am besten entsprechen und wäre
mit dem Sinn und Zweck der Gesetzgebung
durchaus vereinbar.

VII. Schlussbemerkung

Es mag gute Gründe für die Wahl des Erb-
vertrages geben. Diese Verfügungsform ist
allerdings im Hinblick auf die Bindungswirkung
mit Vorsicht und erst nach sorgfältiger Er-
mittlung des Willens des Erblassers einzuset-

zen. Auch ist zu beachten, dass bei der
Systematik und der Wahl des Wortlautes des
Erbvertrages explizit zu unterscheiden ist zwi-
schen den jederzeit einseitig widerrufbaren
letztwilligen Verfügungen (die durchaus im
Erbvertrag erwähnt werden können) und den
erbvertraglichen Bestimmungen mit Bindungs-
wirkung. Auch empfiehlt es sich, bei Erbver-
trägen immer einen Vorbehalt für eine Quote
am Nachlass vorzusehen, über welche der
durch den Erbvertrag gebundene Erblasser
jederzeit in Form von einseitig widerrufbaren
letztwilligen Verfügungen frei verfügen kann.
Sofern sich die Frage der Aufhebung der
Erbverträge bzw. einzelner in einem Erbvertrag
enthaltenen Bestimmungen stellt, sollte unbe-
dingt immer zunächst geprüft werden, ob es
sich bei den fraglichen Bestimmungen um ein-
seitig jederzeit frei widerrufbare letztwillige
Verfügungen handelt oder ob eine erbvertragli-
che Bestimmung mit Bindungswirkung vor-
liegt. M.E. scheint eine restriktive Auslegung
bei der Annahme der erbvertraglichen Bestim-
mungen mit Bindungswirkung durchaus ver-
tretbar, und es bleibt zu hoffen, dass die Recht-
sprechung sich zum einen einer solchen Aus-
legungspraxis anschliesst und zum anderen
die einvernehmliche Aufhebung des Erbver-
trages, der mehrere Nachlässe regelt, auch
nach Versterben eines Erblassers zulässt,
sofern alle Bedachten sowie die übrigen Ver-
tragsparteien eine einvernehmliche Regelung
finden können. ■
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